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Indalt: Geſetz über die Elbſchiffahrksgerchte ©. 543. — d zur Anderung Be Bean über das Koſtenweſen 
) bei der Auflöſung der Familiengüter und Hausvermögen (Gebührenordnung für Auflöfung von Familiengütern) vom 
11. Januar 1924, S. 545. — Zweite Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung, ©. 545. — Erlaß des 
Miniſters für Landwirtſcha ft, Domänen und Forſten über 1015 0 des Tarifs für die Gebühren der Veterinärbeamten in gerichtlichen 
Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 und vom 3. März 1913, S. 546. — Bekanntmachung über den Bezug der Preußiſchen 


Geſetzſammlung, S. 546. 


(Nr. 12846.) Geſetz über die Elbſchiffahrtsgerichte. Vom 4. Juni 1924. 
D Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


sl. 

4) Elbſchiffahrtsgerichte erſter Inſtanz ſind die Amtsgerichte, deren Bezirk innerhalb der im 
Artikel 1 des Zuſatzübereinkommens zur Elbſchiffahrtsakte vom 27. Januar 1923 (eichsgeſetzbl. II 
S. 485) beſtimmten Grenzen von der Elbe berührt werden. Innerhalb des beiderſeits preußiſchen 
Staatsgebiets gilt der Flußlauf der Elbe als zu dem Bezirke des Elbſchiffahrtsgerichts des einen 
und des anderen Ufers gehörig. 

(2) Elbſchiffahrtsgerichte zweiter Inſtanz find die Landgerichte. Die Zuſtändigkeit der Inter⸗ 
nationalen Elbekommiſſion in Dresden (Artikel 46 der Elbſchiffahrtsakte vom 22. Februar 1922 
— Reichsgeſetzbl. 1923 II S. 183 —) bleibt unberührt. 

f f i i 8:2, 

Die Elbſchiffahrtsgerichte haben ſich in ihren Entſcheidungen als ſolche zu bezeichnen. 

§ 3. 
Die Geſchäfte des Elbſchiffahrtsgerichts ſind bei einem mit mehreren Richtern beſetzten Amts⸗ 
gericht einem von ihnen, bei den Landgerichten beſtimmten Kammern zu übertragen. 


SA. 
In Strafſachen entſcheidet als Elbſchiff ahrtsgericht erſter Inſtanz der „ allein, in 
der Berufungsinſtanz entſcheidet die kleine Strafkammer. 


RER 
Die fachliche Zuſtändigkeit der Elbſchiffahrtsgerichte wird durch Artikel 1 des Zuſazüber. 
einkommens beſtimmt, für die Entſcheidung in Rechtsſtreitigkeiten über die in Ziffer 2d daſelbſt 
bezeichneten Schiffahrtsabgaben una die Elbſchiffahrtsgerichte jedoch nur zuſtändig, ſoweit nicht 
etwas anderes beſtimmt iſt. 
Sb. 
Die örtliche Zuſtändigkeit der Elbſchiffahrksgerichte wird durch Artikel 2 des Zuſatzübereinkommens 
beſtimmt. 
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TR 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten finden vor den Elbſchiffahrtsgerichten die Vorſchriften über 
das Verfahren vor den Amtsgerichten, in Strafſachen die Vorſchriften über das Verfahren vor 
dem Amtsrichter ſowie die SS 407 bis 412 der Strafprozeßordnung in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 22. März 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 299) Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dieſem 
Geſetz oder aus den Vereinbarungen der an der Elbſchiffahrtsakte beteiligten Staaten Abweichungen 
ergeben. 5 

§ 8. 


(1) An die Stelle der in dem Verfahren vor dem Amtsrichter zuläſſigen Reviſion tritt die 
Berufung. 

(2) Gegen die Entſcheidungen der Elbſchiffahrtsgerichte zweiter Inſtanz findet ein Rechtsmittel 
nicht ſtatt. 89 
N 8 9. a 


() Entſcheidungen der Elbſchiffahrtsgerichte deutſcher Länder werden nach Maßgabe des $ 160 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 22. März 1924 (Reichs— 
geſetzbl. I S. 299) vollſtreckt. 

(2) Entſcheidungen der Internationalen Elbekommiſſion in Dresden werden vollſtreckt 

a) in den Fällen des Artikels 1 Ziffer 1 des Zuſatzübereinkommens nach Maßgabe des § 451 
der Strafprozeßordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 22. März 1924 
(Reichsgeſetzbl. I S. 299), i 
b) in den Fällen des Artikels 1 Ziffer 2 des Zuſatzübereinkommens nach Maßgabe des $ 722 
Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1924 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 437). i 
(3) Zuſtändig für die Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit der Urteilsformel gemäß § 451 der 
Strafprozeßordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 22. März 1924 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 299) und die Klage auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils gemäß § 722 Abſ. 1 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 437) iſt 
das Elbſchiffahrtsgericht erſter Inſtanz. 810 

Im 8 2 des Geſetzes über den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Übertretung ſtrom⸗ 
und ſchiffahrtspolizeilicher Vorſchriften auf der Elbe und auf dem Rhein vom 26. Juli 1897 
(Geſetzſamml. S. 387) wird an Stelle des Wortes „Elbzollgericht!“ das Wort „Elbſchiffahrts— 

i een : 
gericht“ geſetzt. | 811. 

Dies Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft; gleichzeitig tritt das Geſetz, 
betreffend die Elbzollgerichte, vom 9. März 1879 (Gefegfamml. S. 132) außer Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 4. Juni 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel. f jeri 
t Braun. am Zehnhoff. Siering. 
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(Mr. 12847.) Verordnung zur Anderung der Verordnung über das Koſtenweſen bei der Auflöſung der 
Familiengüter und Hausvermögen (Gebührenordnung für Auflöſung von Familiengütern) 
vom 11. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 29). Vom 31. Mai 1924. : 

Auf Grund der §§ 3, 25 des Adelsgeſetzes vom 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 367) in Verbindung mit 

$ 41 Abſ. 2 der Swangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920 (Geſetzſamml. S. 463) verordnet das 

Staatsminiſterium, was folgt: 8 ö 


Die Verordnung über das Koſtenweſen bei der Auflöſung der Familiengüter und Hausvermögen vom 
11. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 29) wird wie folgt geändert: 
1. Der § 14 Abf. 1 Satz 1 erhält nachſtehende Faſſung: 
Als Aufſichtsgebühr werden jährlich nach dem Betrage des Vermögens drei Zehnteile der 
vollen Gebühr des § 11 Nr. 2 erhoben. 
2. Im § 18 Abſ. 1 Nr. 6 Sat 1 werden die Worte „drei Zehnteile“ durch die Worte „zwei Zehnteile“ 
erſetzt. 
3. Der § 30 Satz ! erhält nachſtehende Faſſung: 
N Für das Jahr 1923 betragen die Aufſichtsgebühren des § 14 Abſ. 1 und 2 vier Zehnteile, die 
des § 18 Abf. 1 Nr. 6 zwei Zehnteile der vollen Gebühr des § 11 Nr. 2. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 31. Mai 1924. 
a Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Slegel. 

? Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 


(Nr. 12848.) Zweite Verordnung zur Durchführung ber Preußiſchen Steuernotverordnung. Vom 
30. Mai 1924. 


Auf Grund des § 3 Abſ. 2 Satz 3, des 95 Abſ. 1 und des § 8 Abſ. 2 der Preußiſchen Steuernotver⸗ 


ordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) wird folgendes verordnet: 
§ 1. 


Rücklagen, die zur Abtragung einer aus der Umwandlung einer ſchweizeriſchen Goldhypothek entſtan⸗ 
denen Frankengrundſchuld angeſammelt werden, ſind inſoweit als angemeſſen anzuſehen, als ihre Höhe inner⸗ 
halb des bis zum 31. März laufenden Steuerjahrs nicht über 6,68 v. H. des Kapitalbetrags der Franken⸗ 
grundſchuld hinausgeht und ihre Verwendung zur Kapilalabtragung nachgewieſen oder in geeigneter Weiſe 
ſichergeſtellt wird. Für die Berechnung der Höchſtgrenze wird 1 Goldmark 1,2345 Schweizer Franken geſetzt. 


§ 2. ; 
(1) Die Steuerminderung aus einer nach § 1 als angemeſſen anzuſehenden Rücklage wird innerhalb 
des bis zum 31. März laufenden Steuerjahrs gleichmäßig auf die Steuerbeträge verteilt, die nach dem Zeit- 
punkt der Verwendung oder Sicherſtellung ($ 1 Satz 1) des Rücklagebetrags fällig werden. 
(2) Reichen die nach dieſem Zeitpunkte fällig werdenden Steuerbeträge zur vollen Berückſichtigung der 
angemefjenen Rücklagen nicht aus, fo wird der Unterſchiedsbetrag dem Steuerſchuldner bis zur Höhe der im 
laufenden Steuerjahre gezahlten Steuerbeträge erſtattet. 


8 3. 
5 (1) Anträge gemäß § 3 Abſ. 2 der Preußiſchen Steuernotverordnung können, ſoweit es ſich um lau⸗ 
fende Geldverpflichtungen handelt, die in der Zeit vom 1. April bis zum 30. Juni 1924 fällig werden, bis 
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zum 31. Juli 1924 geſtellt werden. Für ſpäter fällig werdende laufende Geldverpflichtungen ſind die An⸗ 
träge innerhalb eines Monats nach Fälligkeit der laufenden Geldverpflichtung zu ſtellen. 

(2) Für die nach § 3 Abſ. 2 Satz 2 der Preußiſchen Steuernotverordnung als laufende Geldverpflich⸗ 
tungen geltenden Rücklagen ſind die Anträge innerhalb eines Monats vom Zeitpunkte der Verwendung oder 
Sicherſtellung ($ 1 Satz 1) des Rücklagebetrags zu ſtellen. Liegt dieſer Zeitpunkt vor dem Tage der Ver⸗ 
kündung diefer Verordnung, fo tritt dieſer Tag an die Stelle des vorgenannten Zeitpunkts. 


Berlin, den 30. Mai 1924. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
v. Richter. 


(Rr. 12849.) Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten über Anderung des Tarifs 
für die Gebühren der Veterinärbeamten in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 20. Mai 1924. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Veterinärbeamten vom 24. Juli 1904 
(Geſetzſamml. S. 169), werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Finanzminiſter und dem Preußiſchen 
Juſtizminiſter die Gebühren der Veterinärbeamten in gerichtlichen Angelegenheiten mit Wirkung vom 1. Juni 1924 
ab auf 100 vom Hundert der in dem Tarif vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) angegebenen Sätze 
feftgefeßt. Die fo erhaltenen Beträge gelten in Goldmark, und zwar nach dem im Reichs- und Staats⸗ 
anzeiger und durch Aushang in den Poſtauſtalten bekanntgegebenen Goldumrechnungsſatze für die Reichs- 

ſteuern am Zahlungstage. 
Ferner wird die Vorſchrift unter laufender Nr. 10 desſelben Tarifs mit Wirkung vom 1. Juni 1924 

ab wie folgt geändert: 

Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Veterinärbeamte ſie nicht ſelbſt anfertigt, 
werden für die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, vergütet 
durch einen Betrag von 20 Goldpfennig. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. . 
Der Erlaß vom 16. April 1924 (Geſetzſamml. S. 486) wird vom 1. Juni 1924 an außer Kraft geſetzt. 
Berlin, den 20. Mai 1924. d i 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Wendorff. 


(Nr. 12850.) Bekanntmachung über den Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung. Vom 27. Mai 1924. 


Vom 1. Juli 1924 ab wird an Stelle des monatlichen wieder der vierteljährliche Bezug der Preußiſchen 
Geſetzſammlung eingeführt. Der Bezugspreis beträgt vierteljährlich 1ù Goldmark. 


Berlin, den 27. Mai 1924. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten: 


am Zehnhoff. 
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